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ENTWURF EINER ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS

zu dem Thema „Strategischer Kompass und weltraumgestützte 
Verteidigungsfähigkeiten der EU“
(2022/2078(INI))

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV), 
insbesondere auf Artikel 222,

– unter Hinweis auf Titel V des Vertrags über die Europäische Union (EUV), 
insbesondere auf Artikel 42 Absatz 7,

– unter Hinweis auf die Verordnung (EU) Nr. 2023/588 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 15. März 2023 zur Einrichtung des Programms „Rechte, Gleichstellung 
und Unionsbürgerschaft“ für den Zeitraum 2023 bis 2027,

– unter Hinweis auf die Gemeinsame Mitteilung an das Europäische Parlament und den 
Rat mit dem Titel „Weltraumstrategie der Europäischen Union für Sicherheit und 
Verteidigung“ vom 10. März 2023 (JOIN(2023)0009),

– unter Hinweis auf die Richtlinie (EU) 2022/2557 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 14. Dezember 2022 über die Resilienz kritischer Einrichtungen,

– unter Hinweis auf die Richtlinie (EU) 2022/2555 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 14. Dezember 2022 über Maßnahmen für ein hohes gemeinsames 
Cybersicherheitsniveau in der Union, zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 
und der Richtlinie (EU) 2018/1972 sowie zur Aufhebung der Richtlinie (EU) 2016/1148 
(NIS-2-Richtlinie),

– unter Hinweis auf die Empfehlung des Rates vom 14. November 2022 zur Bewertung 
der Fortschritte der teilnehmenden Mitgliedstaaten im Hinblick auf die Erfüllung ihrer 
Verpflichtungen im Rahmen der Ständigen Strukturierten Zusammenarbeit (SSZ) 
(2022/C 433/02),

– unter Hinweis auf die am 18. Mai 2022 veröffentlichte Gemeinsame Mitteilung mit dem 
Titel „Analyse der Defizite bei den Verteidigungsinvestitionen und die nächsten 
Schritte“ (JOIN(2022)0024),

– unter Hinweis auf die Verordnung (EU) Nr. 2021/697 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 29. April 2021 zur Einrichtung des Europäischen Verteidigungsfonds 
und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 2018/1092,

– unter Hinweis auf den Beschluss (GASP) 2021/698 des Rates vom 30. April 2021 über 
die Sicherheitssysteme und -dienste, die im Rahmen des Europäischen 
Weltraumprogramms eingeführt, betrieben und genutzt werden und die Sicherheit der 
Europäischen Union berühren können, und zur Aufhebung des Beschlusses 
2014/496/GASP des Rates,
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– unter Hinweis auf die Mitteilung vom 15. Februar 2022 mit dem Titel „Fahrplan für 
kritische Technologien für Sicherheit und Verteidigung“ (COM(2022)0061),

– unter Hinweis auf Verordnung (EU) 2021/696 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 28. April 2021 zur Einrichtung des Weltraumprogramms der Union und der 
Agentur der Europäischen Union für das Weltraumprogramm und zur Aufhebung der 
Verordnungen (EU) Nr. 912/2010, (EU) Nr. 1285/2013 und (EU) Nr. 377/2014 sowie 
des Beschlusses Nr. 541/2014/EU,

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den 
Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der 
Regionen zum Aktionsplan für Synergien zwischen der zivilen, der Verteidigungs- und 
der Weltraumindustrie (COM(2021)0070),

– unter Hinweis auf die Gemeinsame Mitteilung vom 16. Dezember 2020 mit dem Titel 
„Die Cybersicherheitsstrategie der EU für die digitale Dekade“ (JOIN(2020)0018),

– unter Hinweis auf den Beschluss (GASP) 2019/797 des Rates vom 17. Mai 2019 über 
restriktive Maßnahmen gegen Cyberangriffe, die die Union oder ihre Mitgliedstaaten 
bedrohen,

– unter Hinweis auf die Verordnung (EU) 2019/881 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 17. April 2019 über die ENISA und über die Zertifizierung der 
Cybersicherheit von Informations- und Kommunikationstechnik und zur Aufhebung der 
Verordnung (EU) Nr. 526/2013 (Rechtsakt zur Cybersicherheit),

– unter Hinweis auf die Verordnung (EU) 2019/452 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 19. März 2019 zur Schaffung eines Rahmens für die Überprüfung 
ausländischer Direktinvestitionen in der Union,

– unter Hinweis auf den Beschluss (GASP) 2017/2315 des Rates vom 11. Dezember 2017 
über die Begründung der Ständigen Strukturierten Zusammenarbeit (SSZ) und über die 
Liste der daran teilnehmenden Mitgliedstaaten,

– unter Hinweis auf das am 28. Juni 2016 veröffentlichte Dokument mit dem Titel 
„Gemeinsame Vision, gemeinsames Handeln: Ein stärkeres Europa – Eine globale 
Strategie für die Außen- und Sicherheitspolitik der Europäischen Union“,

– unter Hinweis auf die Gemeinsame Mitteilung der Kommission und der Hohen 
Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik vom 7. Februar 2013 mit dem 
Titel „Cybersicherheitsstrategie der Europäischen Union – ein offener, sicherer und 
geschützter Cyberraum“ (JOIN(2013)0001),

– unter Hinweis auf den Beschluss 2014/401/GASP des Rates vom 26. Juni 2014 über das 
Satellitenzentrum der Europäischen Union und zur Aufhebung der Gemeinsamen 
Aktion 2001/555/CFSP betreffend die Einrichtung eines Satellitenzentrums der 
Europäischen Union,

– unter Hinweis auf die gemeinsamen Erklärungen zur Zusammenarbeit zwischen der EU 
und der NATO, die am 8. Juli 2014, 10. Juli 2018 und 10. Januar 2023 unterzeichnet 
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wurden,

– unter Hinweis auf das Strategische Konzept 2022 der NATO vom 29. Juni 2022,

– unter Hinweis auf die übergreifende Weltraumpolitik der NATO vom 17. Januar 2022,

– unter Hinweis auf die Resolution 76/231 der Generalversammlung der Vereinten 
Nationen vom 24. Dezember 2021 und den Bericht des Generalsekretärs der Vereinten 
Nationen vom 13. Juli 2021 über die Verringerung der Weltraumbedrohungen durch 
Normen, Regeln und Grundsätze für verantwortungsvolles Verhalten (A/76/77),

– unter Hinweis auf die Resolution der Vereinten Nationen vom 7. Dezember 2022 mit 
dem Titel „Destructive direct-ascent anti-satellite missile testing“ (Raketentests für 
Antisatellitenwaffen mit direktem Aufstieg), (A/RES/77/41),

– unter Hinweis auf die Resolution der Generalversammlung der Vereinten Nationen vom 
7. Dezember 2020 mit dem Titel „Reducing space threats through norms, rules and 
principles of responsible behaviours“ (Eindämmung von Weltraumbedrohungen durch 
Normen, Regeln und Grundsätze für verantwortungsvolles Verhalten) (A/RES/75/36),

– unter Hinweis auf die Resolution der Generalversammlung der Vereinten Nationen vom 
22. Dezember 2007 zur internationalen Zusammenarbeit bei der friedlichen Nutzung 
des Weltraums (A/RES/62/217),

– unter Hinweis auf den UN-Vertrag über die Grundsätze zur Regelung der Tätigkeiten 
von Staaten bei der Erforschung und Nutzung des Weltraums einschließlich des Mondes 
und anderer Himmelskörper, der auf der 1499. Generalversammlung am 19. Dezember 
1966 angenommen wurde,

– unter Hinweis auf die mit der Resolution 76/231 eingesetzte offene Arbeitsgruppe der 
Vereinten Nationen zur Verringerung der Weltraumbedrohungen durch Normen, Regeln 
und Grundsätze für verantwortungsvolles Verhalten,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 9. Mai 2023 zum Thema „Sachstand und 
künftige Herausforderungen in Bezug auf kritische Technologien für Sicherheit und 
Verteidigung“ (2022/2079(INI)),

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 18. Januar 2023 zur Umsetzung der 
Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik – Jahresbericht 2022 
(2022/2050(INI)),

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 25. März 2021 zu der Umsetzung der 
Richtlinie 2009/81/EG über die Auftragsvergabe in den Bereichen Verteidigung und 
Sicherheit und der Richtlinie 2009/43/EG über die Verbringung von 
Verteidigungsgütern (2019/2204(INI)),

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 7. Oktober 2021 zum Stand der Fähigkeiten 
der EU im Bereich der Cyberabwehr (2020/2256(INI)),

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 12. September 2018 zu autonomen 
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Waffensystemen (2018/2752(RSP)),

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 13. Juni 2018 zur Cyberabwehr 
(2018/2004(INI)),

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 8. Juni 2016 über Raumfahrtfähigkeiten für 
die europäische Sicherheit und Verteidigung (2015/2276(INI)),

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 3. April 2014 zu dem umfassenden Ansatz 
der EU und seinen Folgen für die Kohärenz des auswärtigen Handelns der EU 
(2013/2146(INI))

– gestützt auf Artikel 54 seiner Geschäftsordnung,

– unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten 
(A9‐0000/2023),

A. in der Erwägung, dass die Europäische Union über Programme und Fähigkeiten verfügt, 
die ihr den Status einer Weltraummacht verleihen;

B. in der Erwägung, dass im Strategischen Kompass und in der Weltraumstrategie der 
Europäischen Union für Sicherheit und Verteidigung die Bedeutung des Weltraums als 
strategischer Bereich anerkannt wird, in dem es zunehmend zu von Selbstbewusst 
gekennzeichneten und potenziell konfliktträchtigen Aktionen zur Machtbehauptung 
kommt;

C. in der Erwägung, dass die Fähigkeiten der EU und ihrer Mitgliedstaaten im Bereich der 
Raumfahrt für die Wirtschaft und das Funktionieren der Gesellschaften in der Union 
von maßgeblicher Bedeutung sind;

D. in der Erwägung, dass diese Fähigkeiten nicht nur unerlässlich geworden sind, weil sie 
autonome Bewertungen und Entscheidungen sowie autonomes Handeln ermöglichen, 
sondern auch die Durchführung ziviler und militärischer Operationen der EU und ihrer 
Mitgliedstaaten;

E. in der Erwägung, dass die Weltraumaktivitäten zugenommen haben, die Gefahr von 
Zusammenstößen und Weltraummüll gestiegen ist, immer mehr staatliche oder private 
Akteure beteiligt sind, ein technologischer und kommerzieller Wettlauf stattfindet und 
ein verschärfter Wettbewerb zwischen den Weltraummächten zu verzeichnen ist;

F. in der Erwägung, dass die weltraumgestützten, zivilen und militärischen Fähigkeiten der 
EU und ihrer Mitgliedstaaten zunehmend bedroht werden, was zufällig oder vorsätzlich 
geschieht und schwer zu erkennen und zuzuordnen sind, und in der Erwägung, dass 
feindselige Verhaltensweisen, die sich auf Zweideutigkeit oder Einschüchterung 
stützen, zugenommen haben;

G. in der Erwägung, dass sich diese Bedrohungen auch erheblich auf die humanitäre Hilfe 
und das Krisenmanagement auswirken, da diese Fähigkeiten häufig zum Einsatz 
kommen, um Menschen in Not (Naturkatastrophen oder bewaffnete Konflikte) zu 
helfen;



PR\1280668DE.docx 7/10 PE734.332v02-00

DE

H. in der Erwägung, dass das Sicherheitsniveau der europäischen weltraumgestützten 
Fähigkeiten unzureichend ist, dass die europäische Raumfahrtindustrie von Drittländern 
abhängig ist, dass die nationalen Weltraumsysteme der einzelnen Mitgliedstaaten ein 
unterschiedliches Schutzniveau aufweisen und dass an der Fähigkeit mangelt, bei 
Krisen, die den Weltraum betreffen, schnell und wirksam zu reagieren;

1. begrüßt die Feststellungen und den hohen Anspruch der Empfehlungen der 
Weltraumstrategie der Europäischen Union für Sicherheit und Verteidigung, die den 
großen Erwartungen der europäischen Weltraumakteure gerecht werden, und fordert 
eine rasche und wirksame Umsetzung der empfohlenen Maßnahmen;

Schutz und Resilienz von Weltraumsystemen und den entsprechenden Diensten

2. stellt fest, dass die Zunahme von Risiken und Bedrohungen im Weltraum die Stärkung 
der Widerstandsfähigkeit von weltraumgestützten Infrastrukturen, Systemen und 
Diensten rechtfertigt;

3. begrüßt den in der Strategie enthaltenen Vorschlag, ein jährlich als Verschlusssache 
eingestuftes Dokument zur Analyse von Weltraumbedrohungen zu erstellen, damit sich 
die Mitgliedstaaten gemeinsam des Ausmaßes dieser Bedrohungen und der Maßnahmen 
bewusstwerden, die zu ihrer wirksamen Bekämpfung ergriffen werden müssen;

4. stellt fest, dass elf der 27 Mitgliedstaaten bereits nationale Weltraumvorschriften 
erlassen haben; begrüßt die Initiative der Kommission, ein EU-Weltraumgesetz 
vorzuschlagen, mit dem ein gemeinsamer, harmonisierter und kohärenter 
Sicherheitsrahmen geschaffen werden soll, um die Widerstandsfähigkeit der 
Weltraumdienste der EU zu stärken und eine übermäßige Fragmentierung des globalen 
Marktes mit Weltraumbezug zu vermeiden; weist darauf hin, dass die Mitgliedstaaten 
und die wichtigsten Akteuren der Raumfahrtindustrie einem solchen Rahmen 
erwartungsvoll entgegensehen;

5. fordert eine Stärkung der normativen und kapazitätsbezogenen Instrumente, was die 
Steuerung des Verkehrs im Weltraum anbelangt, um die Infrastruktur der Union in der 
Umlaufbahn besser zu schützen; fordert die Mitgliedstaaten auf, ihre Kräfte bei der 
Weltraumüberwachung und der Verfolgung von Objekten in der Umlaufbahn zu 
bündeln, um die Gefahr von Kollisionen zu verringern;

6. fordert, dass das Satellitennetz für ein sicheres Internet IRIS² rasch eingerichtet wird 
und seinen Betrieb aufnimmt, damit der Zugriff auf sichere und unabhängige 
Konnektivitätsdienste, die den operativen Erfordernissen der Mitgliedstaaten gerecht 
werden, sichergestellt wird;

7. ist der Ansicht, dass die Schutzmaßnahmen auszuweiten und hierzu bei der Konzeption 
und während der gesamten Weiterentwicklung bereits vorhandener Komponenten 
systematisch Anforderungen an die Cybersicherheit zu berücksichtigen sind, damit bei 
einem Zwischenfall die Kontinuität der Dienste aufrechterhalten werden kann;

8. betont, dass die Befähigung zu einem eigenständigen Zugang zum Weltraum ein 
wesentliches Element der europäischen Weltraumpolitik darstellt; ist daher der Ansicht, 
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dass zur Förderung der langfristigen Produktion von europäischen Trägerraketen 
gezielte Anstrengungen unter Nutzung von Synergieeffekten unternommen werden 
sollten;

Reaktionen auf böswillige oder feindselige Aktivitäten im Weltraum

9. stellt fest, dass die Union und ihre Mitgliedstaaten aufgrund der zunehmenden 
Bedrohungen im Weltraumbereich ihre Fähigkeiten ausbauen müssen, um Bedrohungen 
feststellen, typisieren und zuordnen zu können;

10. betont, dass die Weltraumüberwachung von entscheidender Bedeutung ist, wenn es 
darum geht, Bedrohungen zuzuordnen und die Mitgliedstaaten in die Lage zu versetzen, 
bei einem Angriff aus dem Weltraum angemessen zu reagieren; fordert die 
Mitgliedstaaten auf, die Angaben zu liefern, die für die Zuordnung eines feindseligen 
Verhaltens erforderlich sind, was den Aufbau sicherer, solider und zuverlässiger 
Kommunikations- und Austauschfähigkeiten auf europäischer Ebene erfordert;

11. begrüßt den in der Strategie enthaltenen Vorschlag zur Änderung des Beschlusses 
(GASP) 2021/698, sodass Bedrohungen, die sich für die Dienste des 
Weltraumprogramms ergeben, zugeordnet werden können, und entsprechend darauf 
reagiert werden kann; fordert mehr konkrete Antworten zu den auf europäischer Ebene 
umzusetzenden Solidaritätsmechanismen; ruft dazu auf, weiterhin an der 
Operationalisierung der Klausel über die gegenseitige Unterstützung (Artikel 42 
Absatz 7 des EU-Vertrags) zu arbeiten;

12. betont, dass Übungen von wesentlicher Bedeutung sind, um die Reaktion der Union auf 
Bedrohungen aus dem Weltraum zu testen und zu validieren;

Wettbewerbsfähigkeit und Investitionen

13. fordert, dass die Union eine echte Industriepolitik betreibt und eine wettbewerbsfähige 
Industrie vorweisen kann; ist der Auffassung, dass die Unterstützung, die die Union für 
die Entwicklung der Fähigkeiten der Mitgliedstaaten leistet, vorrangig den europäischen 
Industrieakteuren (herkömmlichen Konzerne und innovativen KMU) zugutekommen 
sollte; spricht sich dafür aus, dass gleichzeitig massiv in Schlüsseltechnologien 
investiert wird, um strategisch relevante Abhängigkeiten von Drittländern zu 
reduzieren;

14. betont, dass die Entwicklung der weltraumgestützten Fähigkeiten mit einer Aufstockung 
der Mittel für den Raumfahrtbereich im nächsten mehrjährigen Finanzrahmen 
einhergehen muss; betont insbesondere, dass die Mittel für die Steuerung des Verkehrs 
im Weltraum und für die Lageerfassung im Weltraum erhöht werden müssen, um die 
Weltrauminfrastruktur der EU zu schützen und Bedrohungen zu begegnen; weist darauf 
hin, dass für Kohärenz und Sichtbarkeit aller Ressourcen gesorgt werden muss, die über 
verschiedene Instrumente auf die eine oder andere Weise für die europäische 
Weltraumpolitik bereitgestellt werden;

15. fordert, dass mehr Kohärenz zwischen den bestehenden Instrumenten geschaffen wird, 
um unnötige Doppelinvestitionen zu verhindern; hält es für entscheidend, die 
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Finanzierung in den Instrumenten gut auszurichten und dabei die verfügbaren 
Kapazitäten sowohl auf der Ebene der Union als auch auf gewerblicher Ebene zu 
berücksichtigen; spricht sich für eine gemeinsame Programmplanung durch den 
Europäischen Entwicklungsfonds, das EU-Weltraumprogramm und Horizont Europa 
aus, um die Entwicklung einschlägiger Fähigkeiten zu beschleunigen; betont, dass 
Synergieeffekte zwischen den Unionsprogrammen und den nationalen Programmen 
ziviler, weltraumgestützter und verteidigungspolitischer Art enorm wichtig sind, um den 
Bedarf zu decken, der im Bereich der Fähigkeiten besteht;

16. spricht sich dafür aus, dass die erforderlichen technischen Kompetenzen in der 
öffentlichen Verwaltung und in den Unternehmen gestärkt werden, indem mehr in die 
Ausbildung investiert wird;

Governance

17. betont, dass sich die Abwehrfähigkeit der EU und der Mitgliedstaaten und die Reaktion 
auf feindselige Handlungen im Weltraum auf eine klare, flexible und reaktionsfähige 
Governance stützen müssen;

18. ist der Ansicht, dass jede Komponente des Weltraumprogramms eine spezifische 
Governance erfordert; betont, dass diese Komponenten weitreichende Folgen für die 
Sicherheit der Mitgliedstaaten haben und eine harmonisierte Governance erfordern, an 
der die Mitgliedstaaten beteiligt sind und die den Schutz der Informationen ermöglicht;

19. betont, dass der Ausbau der Copernicus-Dienste, mit denen die Anforderungen im 
Verteidigungsbereich erfüllt werden können, Gegenstand einer adäquaten Governance 
sein sollte, in die die Mitgliedstaaten und das Satellitenzentrum der Europäischen Union 
(SATCEN) eng eingebunden sind; stellt fest, dass dem SATCEN mit seinen 
einzigartigen Kapazitäten im Bereich der Geodaten eine maßgebliche Funktion 
zukommt, die dazu beiträgt, die Entscheidungsfindung und das autonome Handeln der 
Union und ihrer Mitgliedstaaten zu stärken;

20. weist darauf hin, dass die Governance in Bereichen wie der Bedrohungserkennung, die 
in hohem Maße von nationalen Fähigkeiten abhängt, nicht zu einer Duplizierung 
bestehender Ressourcen oder einer Umgehung der Mitgliedstaaten führen darf; betont in 
diesem Zusammenhang, dass die Erfahrung und das Fachwissen des SATCEN sowie 
sein Vertrauensverhältnis zu den Mitgliedstaaten und der Industrie in diesem Bereich 
sinnvoll genutzt werden können;

Zusammenarbeit und Partnerschaften

21. stellt fest, dass die sich wandelnden geopolitischen Rahmenbedingungen die EU und 
ihre Mitgliedstaaten dazu veranlassen müssen, zu gemeinsamen und abgestimmten 
Positionen zu gelangen, damit sie in der Lage sind, auf die Ausarbeitung von Normen 
einzuwirken; spricht sich für multilaterale Lösungen innerhalb der Vereinten Nationen 
für eine Weltraum-Governance aus; fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten auf, sich 
erneut für die Anwendbarkeit des humanitären Völkerrechts stark zu machen;

22. betont, dass die Zusammenarbeit mit strategischen Partnern unbedingt ausgebaut 
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werden muss; spricht sich dafür aus, den intensiven Dialogs mit den Vereinigten Staaten 
fortzusetzen, wobei aber auf die Gefahr zu achten ist, dass Zukunftsvorstellungen, 
Standards und Normen, die nicht von den Mitgliedstaaten mitbestimmt wurden, nicht in 
eine bestimmte Richtung gelenkt oder gar aufgezwungen werden; fordert mehr 
Zusammenarbeit und die Bildung von Allianzen mit befreundeten Staaten 
(Großbritannien, Kanada, Japan) oder anderen Partnern der EU (Indien);

23. weist darauf hin, dass die NATO strategische Überlegungen im Bereich der Raumfahrt 
anstellt; stellt jedoch fest, dass die EU selbst und über ihre Mitgliedstaaten bereits über 
ausgefeiltere Programme, Fähigkeiten und Institutionen verfügt, die nicht in 
Konkurrenz zu diesen Entwicklungen stehen; fordert, dass die verstärkte 
Zusammenarbeit zwischen der Union und der NATO in Bereichen von gemeinsamem 
Interesse fortgesetzt wird und dabei dafür Sorge getragen wird, dass die Rollen, 
Zuständigkeiten und Autonomie beider Organisationen strikt gewahrt bleiben;

24. weist darauf hin, dass die Europäische Weltraumorganisation auch künftig als 
technische Agentur für europäische Satellitenprojekte fungieren und die 
Zusammenarbeit mit ihr in einem Rahmen erfolgen muss, der dem Schutz der 
Kerninteressen der Union dient;

°

° °

25. beauftragt seine Präsidentin, diese Entschließung dem Rat, der Kommission, dem 
Europäischen Auswärtigen Dienst und dem Vizepräsidenten der Europäischen 
Kommission / Hohen Vertreter der Union für Außen- und Sicherheitspolitik zu 
übermitteln.


